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Liebe Bürgerinnen, 
liebe Bürger! 
 

Die Sitzungswoche im Deutschen 
Bundestag war turbulent. Lebhafte 
Diskussionen und auch harte 
Auseinandersetzungen in der Sache 
gehören in der Demokratie dazu. Auch 
das Demonstrationsrecht ist verbrieft 
und unantastbar. Was sich aber am 
Mittwoch rund um den Reichstag an 
Gewalt gegenüber Polizeibeamten 

entladen und im Parlamentsgebäude an konzertierten Störaktionen gegen Abgeordnete 
ereignet hat, erinnert an Methoden aus den dunklen Zeiten der Weimarer Republik. 
Mehrere Gäste der AfD hatten Abgeordnete des Deutschen Bundestags und ein Mitglied 
der Bundesregierung unmittelbar vor der Abstimmung zum Bevölkerungsschutzgesetz 
bedrängt und gegen deren Willen aggressiv gefilmt. Ein Verhalten, das einen Tiefpunkt 
einer dauerhaften Strategie an Desinformation und Aufwiegelung markiert. 
 
Mich haben sehr viele Fragen zu der Änderung des Infektionsschutzgesetzes, zum 
sogenannten „Dritten Bevölkerungsschutzgesetz“, erreicht. Viele Menschen haben sich 
Sorgen gemacht, ob etwa die Grundrechte abgeschafft würden. Leider wurden von 
verschiedenen Gruppierungen aus meiner Sicht gezielt falsche Informationen verbreitet, 
die zu einer großen Verunsicherung geführt haben. Selbstverständlich habe ich mich mit 
den Sorgen der Bürgerinnen und Bürger sorgfältig auseinandergesetzt. Manche 
Zuschriften, zum Beispiel mit dem völlig haltlosen Vergleich mit dem 
„Ermächtigungsgesetz“ von 1933, sind unsachlich und Teil einer Kampagne, die unser 
Land spalten möchte.  
 
In diesem Newsletter habe ich Ihnen die wesentlichen Punkte des neuen Gesetzes 
zusammengestellt und die Fakten den „Fake-News“ gegenübergestellt.  
 
Ich werde mich als Ihr Nürnberger Bundestagsabgeordneter weiter dafür einsetzen, dass 
wir den gemeinsamen Kampf gegen Corona mit Sachverstand und ruhigem Ton führen und 
versuchen, die Gesellschaft zusammen zu bringen, nicht zu spalten. 
 
Dass radikale Kräfte die Pandemie dazu nutzen, gegen unsere demokratische 
Grundordnung und unser Wertegerüst zu Felde zu ziehen, wird von meinen Kolleginnen 
und Kollegen in der CSU-Landesgruppe nicht hingenommen. 
 
Ich wünsche Ihnen viel Spaß beim Lesen und hoffe, Sie sind bei guter Gesundheit. 
 
 

Herzliche Grüße 

Ihr Sebastian Brehm, MdB 
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DIE INFEKTIONSZAHLEN MÜSSEN RUNTER 

Drittes Bevölkerungsgesetz im Bundestag beschlossen – 

Grundlage für Maßnahmen gegen Corona  
 

Zur Eindämmung des Coronavirus sind für eine begrenzte Zeit drastische 
Einschränkungen im öffentlichen und privaten Leben unerlässlich. Die rechtliche 
Grundlage dafür bietet das Infektionsschutzgesetz, das der Bundestag im November 
angepasst hat. Damit schafft er die Rechtsgrundlage für Schutzmaßnahmen wie 
Kontaktbeschränkungen, Restaurantschließungen oder die Absage von Kultur- und 
Sportveranstaltungen. 
 

 
 

 
Gesundheitssystem nicht überlasten 

Die Schutzmaßnahmen, die im sogenannten „Dritten Bevölkerungsschutzgesetz“ 

aufgelistet werden, können dann verhängt werden, wenn die Zahl der Neuinfektionen die 

wichtigen Schwellen von 35 und 50 pro 100.000 Einwohnern innerhalb einer Woche 

überschreitet. Denn bei höheren Fallzahlen können die Gesundheitsämter die 

Kontaktketten nicht mehr nachvollziehen. Die Ausbreitung des Virus lässt sich nicht mehr 

eindämmen; eine Überlastung des Gesundheitswesens droht. 

 

Parlament auf dem Fahrersitz 

An dem Gesetzentwurf wurde in den parlamentarischen Gremien intensiv gearbeitet Daher 

ist die Darstellung, das Gesetz sei im Hauruckverfahren geändert worden, auch 

unzutreffend.  Das Parlament sitzt bei der Bewältigung der Corona-Pandemie auf dem 

Fahrersitz, wie Unions-Fraktionschef Ralph Brinkhaus sagte. Das Gesetz sorgt dafür, dass 

in der Pandemie angemessen, verhältnismäßig und flexibel reagiert werden könne. 
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Leitplanken für die Regierungen 

Das Gesetz sorgt für mehr Bundestagseinfluss, nicht weniger. Und es sorgt auch für 

Rechtssicherheit. Mit der Pflicht zur Begründung der Maßnahmen und mit der Befristung 

der Gültigkeit hat der Bundestag der Bundesregierung und den Landesregierungen 

Leitplanken gesetzt. Ohnehin kann der Gesetzgeber jederzeit ein Ende der 

Schutzmaßnahmen beschließen. Für jetzt aber gilt: Diese Schutzmaßnahmen sind 

notwendiger denn je – die Infektionszahlen müssen runter gehen! 

 

Um das Infektionsgeschehen rasch einzudämmen, muss die Politik schnell und 

konsequent reagieren können. Gleichwohl sind die Eingriffe grundrechtsschonend und 

strikt verhältnismäßig. Mit diesem Gesetz werden sowohl Grundrechtsschutz als auch 

Parlamentsbeteiligung gestärkt. 

Intensivbetten vorhalten 

Der Gesetzgeber hat den Verbotsmaßnahmen in besonders sensiblen Bereichen Grenzen 

setzt. Das gilt etwa für Versammlungen, Gottesdienste oder Besuche in Senioren- und 

Pflegeheimen. Solche Maßnahmen dürfen nur ergriffen werden, wenn eine wirksame 

Eindämmung der Corona-Infektionen trotz aller anderen Schutzmaßnahmen erheblich 

gefährdet wäre.  Weil eine Zunahme schwerer COVID-19-Fälle absehbar ist, ermöglicht das 

Gesetz den Krankenhäusern, Intensivbetten für sie freizuhalten. Dafür hat die 

Bundesregierung Ausgleichszahlungen sichergestellt.  

 

Testkapazitäten werden ausgebaut 

Auch die Testkapazitäten sind ausgeweitet worden. In Zukunft dürfen auch 

veterinärmedizinisch-technische Assistenten Laboruntersuchungen vornehmen. Neben 

Humanmedizinern dürfen auch Zahnärzte und Tierärzte das Coronavirus nachweisen. Die 

Infektionszahlen sind zu hoch. Deshalb müssen weiterhin Maßnahmen getroffen werden, 

um die außerordentliche Belastung des Gesundheitssystems abzufedern, den Öffentlichen 

Gesundheitsdienst zu entlasten und vor allem die Infektionszahlen zu senken. Wie es 

weitergehen soll – ob Lockerungen möglich sind oder Bestimmungen verschärft werden 

müssen -, darüber beraten die Ministerpräsidenten der Länder regelmäßig mit 

Bundeskanzlerin Angela Merkel.  

 

Impfpflicht wird es nicht geben 

Inzwischen steigt die Hoffnung, dass in absehbarer Zeit ein Impfstoffkandidat in der 

Europäischen Union zugelassen wird. Bund und Länder arbeiten intensiv daran, eine 

Impfstrategie zu entwickeln. In der Debatte hat Bundesgesundheitsminister Jens Spahn 

noch einmal unmissverständlich klargestellt, dass es eine Impfpflicht nicht geben wird. 

Das Gesetz schafft aber die Grundlage dafür, dass sich diejenigen Bürgerinnen und Bürger  
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impfen lassen können, die das möchten. In der Bevölkerung gibt es eine hohe Akzeptanz 

sich gegen das Coronavirus impfen zu lassen. 

 

Epidemische Lage von nationaler Tragweite besteht fort 

Grundlage für die Anwendung des Infektionsschutzgesetzes ist die Feststellung einer 

epidemischen Lage von nationaler Tragweite. Diese hatte der Bundestag erstmal am 25. 

März festgestellt. Angesichts der Tatsache, dass die Corona-Pandemie Deutschland weiter 

fest im Griff hat, bekräftigten die Koalitionsfraktionen ihre Einschätzung. In ihrem 

Entschließungsantrag mit dem Titel „Feststellung des Fortbestandes der epidemischen 

Lage von nationaler Tragweite“ heißt es: „Es handelt sich weltweit und in Deutschland um 

eine sehr dynamische und ernst zu nehmende Situation.“ Angesichts der leichten 

Übertragbarkeit des Virus und der gesundheitlichen Gefahren, die von ihm ausgehen, aber 

auch angesichts noch fehlender Therapien und Impfstoffe müsse die Zahl der Erkrankten 

so gering wie möglich gehalten und weitere Ausbrüche verhindert werden. 

Belastungsspitzen im Gesundheitswesen gelte es zu vermeiden.  

 

Grundrechte gelten weiter und werden nicht abgeschafft 

In dem ausschlaggebenden Paragrafen 28 des Infektionsschutzgesetzes wurde ein Paragraf 

28a angefügt, der in 17 Ziffern all jene Einschränkungen von Grundrechten aufzählt, die 

unter bestimmten Umständen erlassen werden dürfen. Die lange Liste enthält unter 

anderem: die Anordnung eines Abstandsgebots im öffentlichen Raum, die Maskenpflicht, 

Ausgangs- und Kontaktbeschränkungen im privaten und öffentlichen Raum, die 

Untersagung und Beschränkung von Freizeit-, Kultur- und Sportveranstaltungen, das 

Untersagen oder Beschränken des Betriebs von Einrichtungen, die der Freizeitgestaltung 

zuzurechnen sind, oder von gastronomischen Einrichtungen. Möglich ist auch die 

Anordnung der Schließung von Betrieben, Gewerben sowie des Einzel- und Großhandels. 

Auch die Untersagung oder Beschränkung von Reisen gehört zum Katalog möglicher 

Maßnahmen. Nur die jeweiligen Länder können Vorschriften zum Schutz der Bevölkerung 

vor Infektionen erlassen. Die Vorschriften sind zu begründen und zeitlich auf vier Wochen 

zu befristen. Der Deutsche Bundestag kann diese Vorschriften als Gesetzgeber jederzeit per 

Gesetz ändern. Sämtliche Maßnahmen auf Grundlage der epidemischen Lage 

enden automatisch am 31. März 2021 oder wenn der Deutsche Bundestag die epidemische 

Lage davor für beendet erklärt. Sofern Verordnungsbefugnisse für das Bundesministerium 

für Gesundheit bestehen, existieren diese nur in einem bestimmten Bereich und nur so 

lange, wie eine epidemische Lage gegeben ist. Dem Deutschen Bundestag ist es zudem 

jederzeit möglich, höherrangiges Recht zu verabschieden. Uneingeschränkte Befugnisse 

existieren nicht. Aus diesem Grunde ist der oft bemühte Vergleich mit dem 

„Ermächtigungsgesetz“ von 1933 genauso infam wie falsch.  
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BEHAUPTUNG KLARSTELLUNG  

 Gesetze und Verordnungen würden 

zeitlich unbegrenzt erlassen. 

 Nur die jeweiligen Länder können 

Vorschriften zum Schutz der 

Bevölkerung vor Infektionen erlassen. 

 Die Vorschriften sind nun zu 

begründen und zeitlich auf vier 

Wochen zu befristen. 

 Der Deutsche Bundestag kann diese 

Vorschriften als Gesetzgeber jederzeit 

per Gesetz ändern. 

 Sämtliche Maßnahmen auf Grundlage 

der epidemischen Lage enden 

automatisch am 31. März 2021, oder 

wenn der Deutsche Bundestag die 

epidemische Lage davor für beendet 

erklärt. 

 Grundrechte würden abgeschafft.  Der Gesetzentwurf enthält keinerlei 

Regelung zur Abschaffung von 

Grundrechten. 

 Bei allen Maßnahmen müssen die 

Verhältnismäßigkeit gewahrt und 

„soziale, gesellschaftliche und 

wirtschaftliche Auswirkungen auf den 

Einzelnen und die Allgemeinheit“ 

berücksichtigt werden. 

 Es handele sich um ein 

Ermächtigungsgesetz. Dem BMG 

würden uneingeschränkte Vollmachten 

zum Erlass von Rechtsverordnungen 

und grundrechtsbeschränkenden 

Maßnahmen erteilt. 

 Die Länder sind auf Grundlage des 

Infektionsschutzgesetzes (IfSG) dazu 

befugt, Schutzmaßnahmen zu 

erlassen (§ 28 IfSG).  

 Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf 

werden diese Befugnisse im neuen § 

28a IfSG präzisiert und klarer gefasst. 

 Unter anderem ist in § 28a Abs. 1 ein 

Beispielkatalog von Maßnahmen 

aufgeführt.  

 Beschränkungen von Versammlungen 

und religiösen Zusammenkünften, 

Ausgangsbeschränkungen, 

Betretungsverbote für Altenheime etc. 

dürften nur unter besonderen 

Voraussetzungen verfügt werden.  
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  Zudem werden in Abs. 3 
Schwellenwerte für die Intensität der 
Schutzmaßnahmen verankert. 

 Sofern Verordnungsbefugnisse für das 

BMG bestehen, existieren diese nur in 

einem bestimmten Bereich und nur so 

lange, wie eine epidemische Lage 

gegeben ist.  

 Dem Deutschen Bundestag ist es 

zudem jederzeit möglich, 

höherrangiges Recht zu 

verabschieden. Uneingeschränkte 

Befugnisse existieren nicht. 

 Der Bundestag gebe das Verfahren der 

Corona-Bekämpfung aus der Hand 

und beteilige sich nicht. 

 Der Deutsche Bundestag hat sich von 

Beginn des Pandemiegeschehens an 

gesetzgeberisch mit der Corona-

Bekämpfung beschäftigt, 

insbesondere 

durch die Verabschiedung der ersten 

beiden Bevölkerungsschutzgesetze 

und zahlreicher Hilfspakete. 

 Der Bundestag hat rund 30 Corona-

Gesetze beschlossen und ca. 70 

Debatten geführt. 

 Die Maßnahmen hätten keine 

Begrenzung, es gebe unbegrenzte 

Handlungsvollmachten. 

 Im 3. Bevölkerungsschutzgesetz wird 

in § 5 IfSG eine Definition der 

epidemischen Lage gesetzlich 

verankert. 

 

 Eine solche liegt vor, wenn eine 

ernsthafte Gefahr für die öffentliche 

Gesundheit in der gesamten 

Bundesrepublik Deutschland besteht, 

weil: 

 

a)  die Weltgesundheitsorganisation 

eine gesundheitliche Notlage von 

internationaler Tragweite 

ausgerufen hat und die 

Einschleppung einer bedrohlichen 

übertragbaren Krankheit in die 

Bundesrepublik Deutschland droht  
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BEHAUPTUNG KLARSTELLUNG  

 oder 

b) eine dynamische Ausbreitung 

einer bedrohlichen übertragbaren 

Krankheit über mehrere Länder in 

der Bundesrepublik Deutschland 

droht oder stattfindet. 

 

 Mit einem entsprechenden Antrag wird 

der Deutsche Bundestag feststellen, 

dass eine solche Lage derzeit 

weiterhin besteht. Die tatsächlichen 

Voraussetzungen liegen vor. 

 Mit dem Gesetzentwurf würden eine 

Impfpflicht und ein Covid-

Immunitätsausweis durch die Hintertür 

eingeführt. 

 Der Gesetzentwurf enthält keine 

Regelungen zu einer Impfpflicht oder 

einem Immunitätsausweis. 

 Der Gesetzentwurf ermögliche ein 

staatliches Eindringen in die 

Privatsphäre und Kontrollen in 

Privaträumen. 

 Der Gesetzentwurf ermöglicht weder 

ein Eindringen in die Privatsphäre noch 

in die Wohnung. 

 Das Infektionsschutzgesetz in der 

bisherigen Fassung wäre ausreichend. 

 Das bisher geltende Gesetz ist nicht 

auf eine solche dauerhafte 

pandemische Lage von nationaler 

Tragweite ausgerichtet. Daher ist es 

richtig, das Infektionsschutzgesetz 

weiterzuentwickeln. 
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DER WANDEL ZUR E-MOBILITÄT WIRD SICHTBAR  

Autogipfel stellt Weichen für die Zukunft  
 

Der Wandel auf den Straßen wird sichtbar. Die Kaufprämie trägt offenbar dazu bei, dass 
die Zulassungszahlen für Elektroautos und Plug-in-Hybride sprunghaft steigen. Dieser 
Trend soll nun mit den jüngsten Beschlüssen des Autogipfels verstärkt werden. 
 
 

 
 
 

 

„Mit der Verlängerung der E-Auto-Förderung wird der Anreiz zum Kauf eines Elektroautos 

bis 2025 verstetigt. Der Umweltbonus ist schon jetzt ein Renner. Das 

Flottenerneuerungsprogramm für Lkw sorgt für ein schnelles Upgrade auf modernste 

Technik. Das ist Klimaschutz und Konjunkturspritze in einem“, sagt der Stellvertretenden 

Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich Lange. Gemeinsam mit der Zusage 

der Automobilindustrie werden bis Ende nächsten Jahres mehr als 70.000 Ladepunkte 

öffentlich zugänglich sein. „Die beschlossenen Maßnahmen sind Kernbausteine, um die 

Klimaziele im Mobilitätsbereich zu erreichen“, hebt Lange hervor. 

 

5 Milliarden Euro für den Wandel 

Ähnlich äußert sich der wirtschaftspolitische Sprecher Unionsfraktion, Joachim Pfeiffer: 

„Die Automobilwirtschaft zeigt nach starken Absatzeinbrüchen in der ersten Jahreshälfte 

wieder Anzeichen der Erholung. Die ergriffenen Maßnahmen wie das Konjunkturpaket 

und das verlängerte Kurzarbeitergeld haben hier ihren Beitrag geleistet. Auch die in der 

Pandemie geschaffene Liquiditäts- und Eigenkapitalinstrumente unterstützen die 

Automobilwirtschaft.“  

 

© picture alliance/doa | Julian Stratenschulte  
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Klar sei aber auch, dass die Pandemie ein Beschleuniger des langfristigen Umbruchs der 

Branche ist. Deutschlandweit seien durch die Digitalisierung und Elektrifizierung  

Hunderttausende Arbeitsplätze betroffen. „Mit dem Gipfel sendet die Politik ein deutliches 

Signal: Rund 5 Milliarden Euro stellt die Bundesregierung für die Automobilindustrie zur 

Verfügung, um den Strukturwandel aktiv zu gestalten und Wertschöpfungsketten zu 

stärken“, so Pfeiffer. 

 

2,5 Millionen Jobs 

Bereits im Frühsommer hatte die Bundesregierung weitreichende Hilfen für die deutsche 

Kernbranche beschlossen. So wurde die Kaufprämie für Elektro- und Hybrid-Autos 

verdoppelt und ein Fonds mit einem Volumen von zwei Milliarden Euro für die 

Zulieferbranche beschlossen. Pfeiffer skizziert im Nachgang des Autogipfels noch einmal 

die Bedeutung der Pkw- und Lkw-Industrie: In dieser Branche sind in Deutschland mehr 

als 2,5 Millionen Arbeitnehmer tätig. Insgesamt würden diese Unternehmen in den 

nächsten Jahren etwa 150 Milliarden Euro in klimafreundliche Antriebe und 

Digitalisierung investieren. 

 

Ressourcen bündeln 

„Wichtig und richtig ist auch, dass die Zulieferindustrie unterstützt wird“, erläutert der 

Wirtschaftsexperte Pfeiffer. Bereits mit dem Konjunkturpaket wurden zwei Milliarden 

Euro für innovativen Fahrzeugbau zur Verfügung gestellt. Mit dem Zukunftsfonds 

Automobilindustrie werden die finanziellen Mittel um eine Milliarde Euro aufgestockt. 

Ziel ist es, insbesondere auch kleine und mittlere Unternehmen bei der Umstellung ihrer 

Produktionsprozesse und der Erforschung und Entwicklung von Zukunftstechnologien zu 

unterstützen. Dafür sind Innovationscluster vorgesehen, in denen Unternehmen ihre 

Ressourcen bündeln, Wissen und Erfahrung austauschen und Reallabore zur 

gemeinschaftlichen Nutzung aufbauen. 

 

So steht für die Unionsfraktion fest: Die Automobilwirtschaft ist und bleibt das Rückgrat 

der deutschen Wirtschaft. Umso wichtiger ist es, dass mit den nunmehr beschlossenen 

Maßnahmen der gesamten Branche eine Brücke in die Zukunft gebaut wird. 
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BUND FÖRDERT NEUEN STADTPARK AN DER ZÜRICHER STRASSE MIT 4,5 MIO. EURO  

Jungbaum-Projekt in Nürnberg erhält Bundesmittel  
 
Der Haushaltsausschuss des Bundestages hat beschlossen, das Projekt "Jungbaumpflege - 
Züricher Park" in Nürnberg als wichtigen Beitrag zur Klimaanpassung in urbanen 
Räumen mit 4,5 Mio. Euro zu fördern. Die Nürnberger Bundestagsabgeordneten Michael 
Frieser und Sebastian Brehm zeigten sich über die Entscheidung erfreut.  
 

 
 
„Das Förderprogramm leistet einen wesentlichen Beitrag zu einer klimaangepassten 
Stadtentwicklung. Bei allen Bemühungen, den Klimawandel zu bremsen, ist es wichtig, 
dass Städte vor Ort auf den spürbaren Temperaturanstieg reagieren können. Schon kleinere 
Grünanlagen können die Temperaturen im Vergleich zur bebauten Umgebung um bis zu 4 
Grad senken. Dass der Bund meiner Heimatstadt in wirtschaftlich schwierigen Zeiten mit 
4,5 Mio. Euro unter die Arme greift, ist ein deutliches Zeichen, dass die klimagerechte 
Stadtentwicklung auch in der Krise entschieden vorangetrieben wird“, sagte Michael 
Frieser.  
 
Auch Sebastian Brehm freut sich über die Bundesmittel für Nürnberg: „Mit der hohen 
Fördersumme beweist der Bund, dass er Nürnberg beim Umgang mit steigenden 
Temperaturen in städtischen Umgebungen tatsächlich substantiell unterstützt. Der 
klimagerechte Stadtumbau trägt außerdem zur Reduktion der Treibhausgasemissionen bei. 
Damit wird sich die Lebensqualität der heutigen und neuen Bewohner im Zuge der  
umfassenden Umgestaltung merklich verbessern. Ein guter Tag für den Nürnberger 
Südwesten!“ 
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Um den Impuls durch die verlängerte U-Bahnlinie U3 in Nürnberg Richtung Südwesten 
auch stadtplanerisch zu nutzen, soll die bestehende Wohnbebauung an der Züricher Straße 
mit weiteren Gebäuden für Wohnen und Gewerbe sowie den Bau eines zentralen Platzes 
und eines Parks ergänzt werden. Der Park soll den Anwohnern Raum für Naturerleben und 
Freizeitgestaltung bieten und ein neues Zentrum des Stadtteils schaffen. 
 

 

DIGITALE BÜRGERSPRECHSTUNDE AUF FACEBOOK UND INSTAGRAM 

Onlinesprechstunde am Samstag, 21. November   
Von 17 bis 18 Uhr bietet Sebastian Brehm wieder seine Onlinesprechstunde auf Facebook 
und Instagram. „Auch in Coronazeiten möchte ich mit den Menschen im Gespräch 
bleiben. Ich freue mich auf einen regen Austausch!“. Eine Anmeldung ist wie immer nicht 
erforderlich.  
 

Sebastian Brehm, MdB | Dipl.-Kfm., Steuerberater 
Platz der Republik 1 • 11011 Berlin  

  030-227-74074 • Fax 030-227-70072   
  sebastian.brehm@bundestag.de 

 www.sebastianbrehm.de  
 

   
 

Diese Veröffentlichung dient ausschließlich der Information. Sie darf während eines Wahlkampfes nicht zum Zweck der Wahlwerbung           
verwendet werden. Alle Fotorechte Sebastian Brehm, MdB, falls nicht anders angegeben.  
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